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^ Insbesondere Patientinnen und Patienten mit chronischen Erkrankungen oder Behinderungen nehmen
regelmäßig Heilmittel in Anspruch. Ihre umfangreichen Erfahrungen, sei es bei verordnenden Ärzten, mit der
Krankenkasse oder bei Therapeuten werden bei den Patientenorganisationen und der Selbsthilfe chronisch
kranker und behinderter Menschen gesammelt. Neue Regelungen im Bereich der Heilmittel-Richtlinie des
G-BA werden daher auch von der Patientenvertretung im Rahmen ihres Mitberatungs- und Antragsrecht
aufmerksam und konstruktiv mit Vorschlägen und Anträgen begleitet. Die Beratungen der letzten drei Jahre
waren besonders intensiv und wurden Ende 2019 und Anfang 2020 abgeschlossen. Im Ergebnis erwarten
alle Beteiligten nun nicht nur systematische Veränderungen bei der hleilmittelverordnung, welche die
Versorgung hoffentlich nicht nur bürokratieärmer gestalten, sondern auch weiter verbessern helfen wird.
Besonders erfreulich aus Patientensicht sind auch die neuen zusätzlichen Verordnungsmöglichkeiten im
Bereich der Lymphdrainage sowie der Podologischen Therapie.

iei[mittelrichtlin!e des GBA, Gemeinsamer Bundesausschuss. Pauentenvertretuna1-io

l. EINFÜHRUNG

Der Anteil der Heilmittel-Leistungen
an den Gesamtausgaben der Gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV)
ist mit 7, 58 Mrd. Euro verglekhswei-
se gering. So waren dies in 2018 nach
Angaben des GKV-Spitzenverbandes
(GKV-SV) 3, 35 Prozent. " Dieser Anteil

entspricht kaum der Bedeutung, die
Heilmittel für viele Versicherte haben,
weil sie ihnen helfen, ein schmerzfrei-
es oder zumindest schmerzreduziertes
Leben zu führen oder weitere funktio-

nelle Einschränkungen zu verhindern.
Dies gilt vor allem für chronisch kranke
Menschen oder Menschen mit Behinde-

rangen und dann, wenn Heilmittel wie
Physiotherapie, Ergotherapie oder auch
die Podologie fortlaufend und über län-
gere Zeiträume benötigt werden, um ein
gewisses Maß an eigenständigen Akti-
vitäten und selbstbestimmter Teilhabe

zu erhalten. Die Heilmittel-Richtlinie
(HellM-RL) des Gemeinsamen Bun-
desausschuss (G-BA) dürfte deshalb zu
den bei Versicherten bekanntesten Re-

gelungen des G-BA gehören, bestimmt
sie doch abschließend die Regelleistun-
gen der GKV im Heilmittel-Bereich. 2 In
diesem Artikel beschreiben wir die aus

unserer Sicht gerade auch für Versicher-
te mit chronischen Erkrankungen oder
Behinderungen wesentlichen Änderun-
gen der HeilM-RL in 2020.'

1. Regelungsinhalt der Heilmittel-
Richtlinie des G-BA

Heilmittel gehören zu den Leistungen
der Krankenbehandlung nach § 27
SGB V. Das Leistungsrecht regelt in
§ 32 SGB V insoweit nichts Konkrete-

res hinsichtlich der einzelnen Heilmit-

tel, auf die Versicherte Anspruch haben,
sondern verweist auf die HeilM-RL des

G-BA. Die Verordnung von Heilmit-
teln ist Teil der vertragsärztlichen Ver-
sorgung (§ 73 Abs. 2 S. l Nr. 7 SGB V).
Und so umfasst der Regelungsauftrag
des G-BA gem. § 92 Abs. l S. 2 Nr. 6,
Abs. 6 SGB V den Katalog der verord-
nungsfähigen HeiliTiittel.

Die HeilM-RL gliedert sich in zwei
Teile: den Richtlinientext mit Anlagen
sowie den Heilmittelkatalog. Der Richt-
linientext umfasst allgemeine Grund-
sätze, Grundsätze zur Heilmittelverord-

nung, Regelungen zur Zusammenarbeit
zwischen Vertragsärztinnen und Ver-
tragsärzten sowie Heilmittelerbringe-
rinnen und Heilmittekrbringern sowie
Beschreibungen und spezielle Regelun-
gen zu den einzelnen verordnungsfähi-
gen Heilmitteln. ' Anlage l der HeilM-
RL listet Heilmittel auf, die der G-BA
nach §§ 32 Abs. l S. 2, 92 Abs. l S. l Hs.2
SGB V ausdrücklich von der Verord-

nungsfähigkeit wegen fehlenden Nach-
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weises über den therapeutischen Nutzen,
die medizinische Notwendigkeit oder
Wirtschaftlichkeit ausgeschlossen hat.
Anlage 2 regelt die für chronisch kran-
ke und behinderte Versicherte wichtige
Diagnoseliste zum langfristigen Heil-
mittelbedarfnach § 32 Abs. la SGB V,
$ 8a HeilM-RL (§ 8 HeilM-RL i.d. F. v.
31. 12. 2019). Diese ist Grundlage für die
langfristige Erbringung von Heilmitteln
ohne gesonderten Antrag bei oder Ge-
nehmigung durch die Krankenkasse.
Zudem entfällt bei den genannten Dia-
gnosen gem. § 106b Abs, 4 Nr. l SGB V
die Wirtschaftlichkeitsprüfung ärzt-
lich verordneter Leistungen. 5 Und in-
folge der Änderung der HeilM-RL vom
31. 12. 2019 werden zukünftig in einer
Anlage 3 Anforderungen an die Thera-
peutin oder den Therapeuten zur An-
derung von Heilmittelverordnungen in
einer Übersicht dargestellt (hierzu un-
terll. 5. undll. 6.c)."

Der Heilmittelkatalog enthält die
Zuordnung der Heilmittel zu den In-
dikationsbereichen und den Jeweiligen
Rahmen für die Verordnungsmengen.

2. Zuständige Gremien im G-BA,
Beteiligung der Patientenvertretung

Alle Entscheidungen durch das Pk-
num des G-BA werden in den 9 Unter-
ausschüssen des G-BA und deren Ar-

beitsgruppen vorbereitet. 7 Die HeilM-
RL gehört in den Zuständigkeitsbereich
des Unterausschusses Veranlasste Leis-

tungen (UA VL). Stimmberechtigt im
ÜA VL sowie im Plenum sind die Un-

parteiischen (im UA VL die Vorsitzen-
de und im Plenum die drei ünpartei-
ischen), der GKV-SV sowie auf Seiten

der Leistungserbringer gem. § 91 Abs. 2a
SGB V i.V.m. Anlage l Nr. 6a der Ge-
schäftsordnung des G-BA (GO G-BA)
die Kassenärztliche Bundesvereinigung
(KBV) und die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft (DKG). 8 Zur Vorbereitung
seiner Beratungen hat der UA VL die
Arbeitsgruppe HeilM-RL eingesetzt,
die entsprechend mit Vertreterinnen
und Vertretern des GKV-SV, der KBV,
der DKG sowie der Patientenvertretung
besetzt ist.

Vor einer Entscheidung über An-
derungen der HeilM-RL hat der G-BA
ein Stellungnahmeverfahren durchzu-
führen. Stellungnahmeberechtigt sind
die für die Wahrnehmung der Interes-
sen der Heilmittelerbringer maßgebli-
chen Spitzenorganisationen auf Bun-
desebene (§§ 92 Abs. 6 S. 2, 125 Abs. l

S. l SGB V) sowie regelmäßig die Bun-
desärztekammer und zukünftig, soweit
Maßnahmen der Ergotherapie betroffen
sind, auch die Bundespsychotherapeu-
tenkammer (§ 91 Abs. 5 S. l SGB V).9

Die Rechte der Patientenvcrtretung
im G-BA beruhen auf § l40fAbs. l, 2,
5 u. 6 SGB V. Danach haben die für die

Wahrnehmung der Interessen der Pati-
entinnen und Patienten und der Selbst-
hilfe chronisch kranker und behinderter

Menschen maßgeblichen Organisati-
onen seit 2004 im G-BA ein Mitbera-

tungs- und Antragsrecht. Nach der
Patientenbeteiligungsverordnungvom
19. 12.2003 aufgrund § 140g i.V.m. § 140f
Abs. 2 S. 4 SGB V sind vier Organisa-
tionen als maßgeblich anerkannt: der
Deutsche Behindertenrat, die Bundesar-

beitsgemeinschaft der Patientlnnenstel-
len, die Deutsche Arbeitsgemeinschaft
Selbsthilfegruppen e.V. und der Ver-
braucherzentrale Bundesverband e.V.10

Diese vier Organisationen benennen zur
Wahrnehmung des Mitberatungsrechts
einvernehmlkh sachkundige Personen,
die Patientenvertreterinnen und Patien-

tenvertreter ($ 140fAbs. 2 S. 4 SGB V).
Die Patientenvertretung ist in jeder Ar-
beitsebene des G-BA vertreten, wobei die
Anzahl der Vertreterinnen und Vertre-

ler Je nach spezifischem Thema der je-
welligen Gremiensitzung nicht höher
sein darf als die der voni GKV-SV ent-

sendeten Vertreterinnen und Vertreter
(§ 140fAbs. 2 S. 3 SGB V, § 7 Abs. l S. 3
GO G-BA). In der AG HeilM-RL bera-
ten regelmäßig Patientenvertreterinnen
und Patientenvertreter aus verschiede-

nen Patientenorganisationen mit, um
möglichst eine Vielfalt von patientenre-
levantem Erfahrungswissen in die Bera-
tungen einfließen lassen zu können. ]Te
nach Beratungsthema werden ggf. wei-
tere so genannte themenbezogene Pa-
tientenvertreterinnen oder Patienten-

Vertreter mit spezifischem Erfahrungs-
oder auch Expertenwissen ergänzend
benannt. Inhaltliche, rechtliche und or-

ganisatorische Unterstützung erhält die
Patientenvertretung durch die Stabs-
stelle Patientenbeteiligung beim G-BA
(vgl. § 140fAbs. 6 SGB V)."

3. Übersicht über die Änderungen
der Heilmittel-Richtlinie 2020

a) "Entbürokratisierung und das
Terminservice- und Versorgungs-
gesetz (TSVG)
Der G-BA hat am 19. September 2019
wesentliche Änderungen der Heilmit-
tel-Richtlinie und eine Neufassung des
Heilmittelkatalogs (HeilM-RL i.d. F. v.
31. 12. 2019) beschlossen, die mit Aus-

nähme einer Änderung zur Lymphdrai-
nage zum l. Oktober 2020 in Kraft tre-
ten. 12 Hintergrund für die Oberarbei-
tung war zunächst der Wunsch nach
einer Reduzierung der Regelungskom-
plexität und einer Entbürokratisierung
im Versorgungsalltag insbesondere von
Ärztinnen und Ärzten. Der G-BA leite-

te am 21. 09. 2017 ein Beratungsverfah-
ren ein, mit welchem die bisherige Syste-
maäk der Verordnung von Heilmitteln
grundlegend überprüft wurde. 13 Dies
zusammen mit Änderungen im Heil-
mittelbereich durch das Terminservice-

undVersorgungsgesetz (TSVG)1" haben
unter anderem zu Änderungen an der
Struktur und Darstellungsform des
Heilmittelkataloges, aber auch zu ei-
ner Neuordnung der Verordnungssys-
tematik geführt. Hervorzuheben sind
hier der Wegfall der Unterscheidung
von Verordnungen im Regelfall und
außerhalb des Regelfall» infolge der
Abschaffung des Genehmigungsver-
fahrens für Verordnungen außerhalb
des Regelfalls sowie die Einführung
von orientierenden Behandln ngsmen-
gen durch das TSVG W 32 Abs. lb, 92
Abs. 6 S. l Nr. 3 SGB V). In der HeilM-
RL wird dies durch eine Neufassung von
§ 7 HeilM-RL i.d.F. v. 31. 12. 2019 um-
gesetzt mit der Definition des neuen
"VerordnungsMls sowie der Beschrei-
bung der "orientierenden Behand-
lungsmengc und der "HÖchstmenge
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je Verordnung. Daneben führen die An-
derungen von §S 124, 125 SGB V i.d. F.
d. TSVG sowie der neue § 125a SGB V
i.V.m. § 92 Abs. 6 S. l Nr. 5 u. 6 SGB V

(Heilmittelversorgung mit erweiter-
ter Versorgungsverantwortung, Stich-
wort: "Blankoverordnung ) zu einigen
formalen Anpassungen in der HeilM-
RL i.d. F. v. 31. 12. 2019.

b) Weitere Anlehnung an die ICF
Die HeilM-RL i.d. F. v. 31. 12. 2019 er-
fährt eine stärkere Teilhabeorientie-

rung durch eine weitere Anlehnung
an das bio-psycho-soziale Krankheits-
modelt und an die Begrifflichkeiten der
"International Classification of Func-

tioning, Disability and Health (ICF),
der Internationalen Klassifikation der

Funktionsfähigkeit, Behinderung und
Gesundheit der WHO.

Die Patientenvertretung nach $ I40f
SGB V im G-BA hätte sich gewünscht,
dass diese Entwicklung durch einen
Hinweis auf die Zielsetzung nach § 42
Abs. l Nr. SGB IX ergänzt wird (vgl.
hierzu unter II.6. a).

c) Regelungsbedarfim Zusammen-
hang mit der Mcthodenbewertung
Liposuktion
Im Zusammenhang mit dem Methoden-
bewertungsverfahren zur Liposuktion
beim Lipödem gemäß §§ 135 Abs. l und
137cSGBV]shatderG-BA am 18.01. 2018
die "Erprobungs-Richtlinie Liposuktion
beim Lipödem i6 sowie am 19.09. 2019
die "Richtlinie über Maßnahmen zur

Qualitätssicherung bei Verfahren der
Liposuktion bei Lipödem im Stadium
III (QS-RL Liposuktion) beschlossen/7
welche in der Konsequenz einen Rege-
lungsbedarf in der Heilmittel-Richtli-
nie nach sich gezogen haben (vgl. hier-
zu unter 11. 7.).

d) Antrag der Patientenvertretung
nach § 140fSGB V - Podologie
Am 20.02.2020 hat der G-BA Änderun-

gen zu Verordnungsfahigkeit von Maß-
nahmen der Podologischen Therapie be-
schlössen, die zum 01.07. 2020 in Kraft

treten. Die Änderungen gehen zurück
auf einen Antrag der Patientenvertre-

tung nach § 140fSGB V, der zuletzt im
Februar 2018 eingebracht wurde, und
erweitern die Verordnungsfähigkeit auf
Versicherte mit dem diabeüschen Fuß-

syndrom vergleichbaren Schädigungen
und Risiken (vgl. hierzu unter II.8. ). 'S

II. DIE WICHTIGSTEN ÄNDERUN-
GEN DER HEILMITTEL-RICHT-
LINIE 2020

1. Wegfall der Regelfallsystematik
und des Genehmigungsverfahrens

Insbesondere zwei gesetzliche Ände-
rangen durch das TSVG haben wesent-
liche Veränderungen an der Heilmittel-
Richtlinie zur Folge. Durch die Ande-
rungen in § 32 Abs. lb und § 92 Abs. 6
S. l Nr. 3 SGB V wurde das Genehmi-

gungsverfahren für Heilmittelverord-
nungen abgeschafft und der Begriff in-
dikationsbezogene orientierende Be-
handlungsmenge eingeführt. Um zu
verstehen, welche Konsequenzen da-
mit verbunden sind, muss kurz die Sys-
tematik der aktuell gültigen Richtlinie
erläutert werden.

Momentan gibt es Verordnungen
im Regelfall nach § 7 der HeilM-RL,
die an eine indikationsabhängige Ge-
samt^erordnungsmenge gebunden sind.
Der Regelfall geht davon aus, dass mit
dieser Menge das angestrebte Thera-
pieziel erreicht werden kann. Lässt sich
die Behandlung mit der nach Maßgabe
des Heilmittelkatalogs bestimmten Ge-
samtverordnungsmenge nicht abschlie-
ßen, sind weitere begründungspflichti-
ge Verordnungen möglich, sogenannte
Veroränimgen außerhalb des R^elfalls
nach § 8 der HeilM-RL. Solche Verord-

nungen sind grundsätzlich der zustän-
digen Krankenkasse zur Genehmigung
vorzulegen (Genehmigungsverfahren).
In der Praxis hat sich allerdings gezeigt,
dass die nieisten Krankenkassen dar-

auf verzichten.

Durch die Gesetzesänderung und da-
mit den generellen Wegfall des Geneh-
migungsverfahrens wird die Notwendig-
keit von Verordnungen im Regelfall und
außerhalb des Regelfalls hinfällig. Es gibt

dann nur noch einen Verordnungsfall
mit einer orientierenden Behaiidlungs-
menge, die aber Je nach medizinischem
Bedarf der Patientin oder des Patienten

überschritten werden kann. Der Verord-

nungsfall nach § 7 der HeilM-RL i.d. F.
v. 31. 12. 2019 umfasst alle Heilmittel-

Behandlungen für eine Patientin oder
einen Patienten, die auf Grund dersel-

ben Diagnose ausgestellt wurden. Erst
wenn seit dem Datum der letzten Ver-

Ordnung ein Zeitraum von 6 Monaten
vergangen ist, beginnt ein neuer Verord-
nungsfall. Die Regelung soll eine kon-
tinuierliche Versorgung der Patientin-
nen und Patienten sicherstellen bis zu

dem Zeitpunkt, an dem keine Behand-
lang mehr aufgrund derselben Diagno-
se notwendig ist. Unterschiedliche Dia-
gnosen werden auch als unterschiedli-
ehe Verordnungsfälle behandelt.

Die Patientenvertretung sieht in der
Neuregelung auf der einen Seite eine
Verbesserung, hat gleichzeitig aber die
Sorge, dass Ärztinnen und Arzte die
Möglichkeit, bei medizinischem Be-
darf über die orientierende Behand-

lungsmenge hinaus Heilmittelverord-
nungen auszusEellen, nur eingeschränkt
nutzen werden und so womöglich Ver-
sorgungslücken entstehen können. Aus
Sicht der Vertreter der Träger im G-BA
besteht diese Gefahr nicht, da Patien-

tlnnen und Patienten mit einem länse-

ren Behandlungsbedarfüber die Diag-
noseliste zum langfristigen Heilmittel-
bedarf nach § 32 Abs. la SGB V oder

über die Diagnosen mit einem beson-
deren Verordnungsbedarfnach § l06b
Absatz 2 Satz 4 SGB V abgedeckt sind"
(vgl. hierzu unter II.6. c).

2. Beginn der Heilmltteltherapie

Momentan müssen Verordnungen in-
nerhalb von 14 Tagen begonnen wer-
den, andernfalls verlieren sie ihre Gül-

tigkeit. Als Ausnahmeregelung gibt es
die Möglichkeit für die Ärztin oder den

Arzt, einen späteren Behandlungsbeginn
auf der Verordnung festzulegen. Rück-
meldungen aus der Versorgung deuten
daraufhin, dass diese Möglichkeit je"
doch seltener genutzt wird. Dies be-
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deutet für die Patientin oder den Pati-
enten, dass sie innerhalb von zwei Wo-

chen eine Praxis mit freien Kapazitäten
finden müssen und der erste Behand-
lungstermin ebenfalls innerhalb der
14-tägigen Frist stattfinden muss. Da
dies nicht immer möglich ist, wird der
späteste Behandlungsbeginn von 14 auf
28 Tage erhöht. Um Situationen gerecht
zu werden, in denen das Krankheitsbild
einer Patientin oder eines Patienten ei-

nen schnellstmöglichen Behandlungs-
beginn erfordert, gibt es die Möglich-
keit, dnen dringlichen Behandlungsbe-
darf auf der Verordnung anzukreuzen.
Dadurch verringert sich die Gültigkeit
dann wieder auf 14 Tage. Die Patien-
tenvertretung hat in den Beratungen
die Kennzeichnung eines dringlichen
Behandlungsbedarfs unterstützt, hätte
diesen aber gerne ohne Konsequenz auf
die Gültigkeitsdauer eingeführt. Diese
sollte immer 28 Tage umfassen, da ge-
rade in ländlichen Gegenden oder bei
der Notwendigkeit, barrierefreie Pra-
xen zu nutzen, das Angebot meist nur
eingeschränkt vorhanden ist.

3. §13a - Verordnung mit erwei-
terter Versorgungsverantwor-
tung von Heilmittelerbringern
("Blankoverordnung")

§ 125a SGB V i.d. F. d. TSVG sieht vor,
dass Therapeutinnen und Therapeuten
zukünftig unabhängiger über die Be-
handlang der Patientinnen und Pati-
enten entscheiden können sollen. Die
konkrete Umsetzung dieses Vorhabens
geschieht durch die Einführung der Ver -
Ordnung mit erweiterter Versorgungs-
Verantwortung, der sogenannten "Blan-
koverordnung". Bei ausgewählten Indi-
kationen können Heilmittelerbringer
zukünftig selbst über die Anzahl der
Behandlungseinheiten, die Auswahl
des Heilmittels sowie über die Frequenz
entscheiden. Die Auswahl der Therapie
darf dabei nur aus den bereits vorgege-
benen verordnungsfähigen Heilmitteln
laut Heilmittel-Richtlinie erfolgen. Die
Vertragsärztin oder der Vertragsarzt
stellt bei der Blankoverordnung, wie
bei bisherigen Verordnungen auch, die

Diagnose und die Indikation für eine
Heilmittelbehandlung. Sofern wichti-
ge medizinische Gründe vorliegen, die
gegen eine Blankoverordnung sprechen,
kann die Vertragsärztin oder der Ver-
tragsarzt auch auf diese verzichten und
alle Angaben vorgeben. Diese Regelun-
gen sowie die Gültigkeit der Blankover-
Ordnung finden sich wieder im neuen
§ 13a HeilM-RL i.d. F. v. 31. 12. 2019. Die
Gültigkeit beträgt genau wie bei "nor-
malen" Verordnungen 28 bzw. 14 Tage
(vgl. hierzu unter 11. 2.).

GKV-SV und die für die Wahrneh-
mung der Interessen der Heilmitteler-
bringet maßgeblichen Spitzenorganisa-
tionen auf Bundesebene schließen bis
zum 15.03. 2021 Verträge über die Heil-
mittelversorgung mit erweiterter Ver-
sorgungsverantwortung (S 125a Abs. l
SGB V). Unter anderem soll dort gere-
gelt werden, welche Indikationen unter
medizinisch-therapeutischenGesichts-
punkten für eine Blankoverordnung ge-
eignet sind. Auch können Abweichun-
gen von der HeilM-RL mit vereinbart
werden (§ 125a Abs. l S, 6, Abs. 2 Nr. 2
SGB V). Die KBV hat durch den Ge-
setzgeber ein Stellungnahmerecht er-
halten, die maßgeblichen Patientenor-
ganisationen nach § 140fSGB V jedoch
nicht. Die Patientenvertretung fand es
schwierig, die Blankoverordnung in der
HeilM-RL auszugestalten, ohne zu wis-
sen, für welche Diagnosen dies in Zu-
kauft möglich ist und ohne einen Ein-
fluss auf die Auswahl der Diagnosen
oder auch eventuelle Abweichungen
von der HeilM-RL zu haben.

4. Änderungen im Heilmittel-
katalog

Nicht nur der Richtlinientext wurde an-

gepasst, sondern auch der dazugehöri-
ge Heilmittelkatalog. Der Heilmittel-
katalog beinhaltet tabellarisch die Zu-
Ordnung der Heilmittel zu Indikationen
nach § 92 Abs. 6 S. l Nr. 2 SGB V.

Die Änderungen im Katalog dienen
vornehmlich der Reduzierung der Kom-
plexität, der Vereinfachung des Verord-
nungsvorgangs und sollen somit einem
verbesserten Versorgungsalltag für alle

Beteiligten dienen. Beispielhaft sei die
Zusammenfassung von Diagnosegrup-
pen genannt. Bisher wurden Diagno-
segruppen in einen kurz-, mittel- oder
längerfristigenBehandlungsbedarfein-
geteilt, der mit Inkrafttreten der über-
arbeiteten Richtlinie entfallt, indem die
Gruppen zusammengeführt werden. An
die Unterteilung waren Verordnungs-
mengen gekoppelt, die ebenfalls entfal-
len. Die Verordnungsmenge wird sich
zukünftig nach dem medizinischen Er-
fordernis des Einzelfalls richten.

Ein weiteres Beispiel ist die Anpas-
sung der Leitsymptomatik. Diese wur-
de neu strukturiert, an die Begrifflich-
keiten der ICF angepasst und als neue
Option kann eine patientenindividuelle
Leitsymptomatik ausformuliert werden.
Die Patientenvertretung hat im Sinne
der Patientensicherheit diese neue Op-
tion sehr unterstützt. Beschwerdebilder
können sich trotz identischer Diagnose
individuell äußern, Beeinträchtigungen
können durch die Patientin oder den
Patienten unterschiedlich wahrgenom-
men werden und verschiedene Komor-

biditäten können die Leitsymptomatik
beeinflussen. Die patientenindividuel-
le Leitsymptomatik kann dies nun ge-
nauer abbilden.

5. Aufnahme Anlage 3: Anforde-
rungen zur Änderung von Hellmit-
telverordnungen durch die Thera-
peutinnen oderTherapeuten

Heilmittelerbringer sind in Ausprägung
des Wirtschaftlichkeitsgebots verpflich-
tet, ärztliche Verordnungen aus ihrer
professionellen Sicht auf Mängel hin
zu überprüfen. 20 Im Rahmen des G-BA
Stellungnahmeverfahrens haben Stel-
lungnehmer Unsicherheiten bezüglich
der Prüfpflichten der Therapeutin-
nen und Therapeuten bei unvollstän-
digen oder fehlerhaften Verordnungen
vorgebracht. Die Heilmittelrichtlinie
wird nun um die Anlage 3 "Anforde-
rungen zur Änderung von Heilmittel-
Verordnungen" erweitert. Dabei geht
es speziell darum, welche Änderungs-
und Korrekturmöglichkeiten nur von
der Ärztin oder dem Arzt vorgenom-
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men werden dürfen und welche Kor-

rekturmöglichkeiten die Therapeutin
oder der Therapeut hat. Um ein Bei-
spiel zu nennen: Die Therapeutin bzw.
der Therapeut überprüft die Angaben
auf der Verordnung und stellt fest, dass
die Angabe der Behandlungseinheiten
fehlt. Nun stellt sich die Frage, ob die
fehlende Angabe überhaupt ergänzt
werden muss, wer die Ergänzung vor-
nehmen müsste und ob vielleicht eine
erneute ärztliche Unterschrift auf der

Verordnung notwendig ist.
Die Anlage 3 soll in Form einer Ta-

belle für alle Heilmittelerbringer ein-
heltUch Antworten daraufgehen. Man
findet dort alle möglichen Konstellati-
onen von Fällen, die notwendige Ände-
rangen nach sich ziehen und in welcher
Form die Änderungen erfolgen müssen
(vgl. hierzu auch unter II.6. d). Zusätz-
lich enthalten die Verträge nach § 125
SGB V Regelungen zu notwendigen An-
gaben auf der Heilmittelversorgung.

A. Weitere Anliegen der Patienten-
Vertretung

Den gesamten Beratungsprozess zur
Änderung der Heilmittelrichtlinie ha-
ben mehrere Patientenvertreterinnen
und Patientenvertreter unterschiedli-

eher Patientenorganisationen kontinu-
ierlich begleitet. Wichtig in dem Prozess
war es immer wieder, allen Beteiligten
die Sicht der PatientenverSretung darzu-
legen und sich für dk Belange und Be-
dürfnisse der Betroffenen einzusetzen.

Das gelingt in dem Interessensgelage
des G-BA mal besser und mal schlech-

ter. Einige Anliegen werden im Folgen-
den ergänzend dargestellt:

a) Berücksichtigung der Zielsetzung
nach § 42 Abs. l Nr. l SGB IX

In § l HeilM-RL werden einige grund-
legende Regelungen im Rahmen der
Verordnung von Heilmitteln gebün-
delt, die zum großen Teil auf gesetz-
lichen Regelungen beruhen bzw. da-
rauf verweisen. So wird in Absatz 2

seit der Fassung der HeilM-RL vom
20.01. 2011/19. 05. 2011 in Zusammen-
fügung der gesetzlichen Vorgaben aus

§$ 2a, 92 Abs. l S. l, 2. Hs. SGB V wie-
dergegeben, dass den besonderen Be-
langen psychisch Kranker, behinder-
ler oder von Behinderung bedrohter
sowie chronisch kranker Menschen bei

der Versorgung mit Heilmitteln Rech-
nung zu tragen ist.

Für die Neufassung der Richtlinie
hatte die Patientenvertretung beantragt,
diesen Grundsatz um die Zielsetzung
aus § 42 Abs. l Nr. l SGB IX zu ergän-
zen. Danach werden zur medizinischen
Rehabilitation die erforderlichen Leis-

tungen erbracht, um Behinderungen
einschließlich chronischer Krankheiten

abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern,
auszugleichen und eine Verschlimme-
rung zu verhüten. Entsprechend sollte
§ l Abs. 2 HeilM-RL um folgenden Satz
ergänzt werden: "Bei der Heilmitteler-
bringung im Rahmen der Krankenbe-
Handlung nach dieser Richtlinie ist zu
berücksichtigen, dass Behinderungen
einschließlich chronischer Krankheiten

abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern,
auszugleichen oder eine Verschlimme-
rang zu verhüten sind. 21 Zur Begrün-
düng hatte die Patientenvertretung auf
§ 43 SGB IX verwiesen, wonach die in

§ 42 Abs. l SGB IX genannten Ziele auch
bei Leistungen der Krankenbehandlung
gelten. Nach Auffassung der Patienten-
Vertretung liegt in der Zielsetzung des
§ 42 Abs. l Nr. l SGB IX eine Konkre-
tisierung des allgemeinen Grundsatzes
nach § 2a SGB V.

Insbesondere verwies die Patknten-

Vertretung auch darauf, dass bei der
Änderung der HeilM-RL eine weite-
re Anlehnung an das bio-psycho-sozi-
ale Krankheitsmodell und an die Be-

grifBichkeiten der ICF erfolgt ist." So
zum Beispiel

. in § 17 Abs. l HeilM-RL i.d.F. v.

31. 12.2019 bei der Beschreibung der
Physiotherapie mit dem 'Iherapieziel
des Erreichens der größtmöglichen
Funktionsfähigkeit (im Sinne der ICF);

. in § 35 Abs. l HeilM-RL i.d. F. v.

31. 12. 2019 sowie in den folgenden
Regelungen zu Maßnahmen der Er-
gotherapie, mit umfassender Beschrei-
bung der therapeutischen Ziele so-

wohl aufSchädigungsebene als auch
auf Ebene der Aktivitäten und Tell-
habe, wobei die Teilhabeziele sich auf
die der GKV zuschreibbaren Ziele der

Alltags- und Kommunikationskom-
petenz beziehen;

. im Heilmittelkatalog (Anlage 2 zur
HeilM-RL) mit der Neufassung der
Leitsymptomatik und Anpassung der
Begrifflichkeiten an die ICF. 23

Die Patienten Vertretung wollte durch
eine Ergänzung in § l Abs. 2 HrilM-RL
bewirken, dass Vertragsärzte und Heil-
mittelerbringer auch darüber nachden-
ken, wie mit Heilmitteln als rein the-

rapeutische Maßnahme eine stärkere
TeUhabeorientierung erreicht und da-
mit auch Behinderungen vermindert
werden können.24 Nach Auffassung der
Vertreter der Träger im G-BA sei eine
solche Ergänzung aber nicht sachge-
recht. Über § 43 SGB IX würden die
in § 42 Abs. l SGB IX genannten Zie-
le keine explizite Voraussetzung für
Leistungen der Krankenbehandlung.
Die Regelung in § 43 SGB IX sei so
zu verstehen, dass bereits im Rahmen

der Krankenbehandlung die Rehabi-
litationsziele aus § 42 Abs. l SGB IX

mit in den Blick genommen würden
und mit geprüft würde, ob frühzeitig
mit der Rehabilitationskette bzw. ein-
zelnen rehabilitativen Elementen wäh-

rend der Krankenbehandlung begon-
nen werden sollte. Die Zielsetzung aus
$ 43 i.V.m. § 42 Abs. l SGB IX sei zu-
dem auch nicht neu; bereits der § 27

SGB IX a. E enthielt eine gkichlauten-
de Formulierung. 23

b) Behandlungsdauer von bis zu 12
Wochen

Bislang konnten Ärztinnen und Ärzte
bei Verordnungen außerhalb des Regel-
falls Behandlungen für einen Zeitraum
von 12 Wochen mit einer Verordnung
verordnen. Dies ermöglichte eine kon-
tinuieriiche Behandlung und erspar-
te den Versicherten nicht nur häufige
Wiedervorstellungen in der Arztpraxis,
sondern vor allem auch zusätzliche zu-

Zahlungspflichtige Verordnungen nach
§ 61 S. 3 SGB V. Durch die neue Rege-
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lung mit Wegfall der Verordnung au-
ßerhalb des Regelfalls und den Rege-
lungen nach § 7 Abs. 6 HeilM-RL wird
diese Möglichkeit eingeschränkt. Ver-
Ordnungen für eine Behandlungsdauer
von bis zu 12 Wochen sind nur für Di-

agnosen möglich, die in Anlage 2 "Di-
agnoseliste zum langfristigen Heilmit-
telbedarfnach § 32 Abs. la SGB V der
Heilmittelrichtlinie gelistet sind oder
für Diagnosen mit einem besonderen
Verordnungsbedarfnach § 106b Abs. 2
S. 4 SGB V. ;"

Die Patientenvertretung befürchtet,
dass sich mit dieser Regelung die Ver-
sorgungssituation für eine bedeuten-
de Patientengruppe erheblich schwie-
riger und aufwändiger gestalten wird.
Um den bestehenden Statas im Grund-

satz nicht zu ändern, gab es einen Vor-
schlag der Patientenvertretung: Die ver-
ordnende Ärztin bzw. der verordnen-

de Arzt sollte ebenso die Möglichkeit
haben, nach Erreichen der orientieren-

den Behandlungsmenge gem. § 7 Abs. 4
HeilM-RL i.d.F. v. 31. 12.2019 Verord-
nungen für einen Zeitraum von bis zu
12 Wochen auszustellen. Mit diesem

Vorschlag hätte man den bestehenden
Status nicht verändert, was nach Aus-

legung der Gesetzesbegründung durch
die Patientenvertretung auch nicht not-
wendig gewesen wäre. Denn die Ge-
setzesbegründung zu § 92 Abs. 6 S. l
Nr. 3 SGB V macht deutlich, dass die

orientierende Behandlungsmenge mit
dem bisherigen Regelfall vergleichbar
ist. 27 Zu Verordnungen außerhalb des
Regelfalls wird keine Aussage getrof-
fen. Die Gesetzesbegründung zu § 32
Abs. lb SGB V führt an, dass die Ge-
nehmigungsverfahren für Verordnun-
gen von Heilmitteln, die die orientie-
rende Behandlungsmenge nach § 92
Abs. 6 S. l Nr. 3 SGB V überschrei-

ten, entfallen aufgrund des hohen bü"
rokratischen Aufwands und der Tat-

sache, dass es nur noch von wenigen
Krankenkassen durchgeführt wurde.
Eine definierte Höchstmenge je Ver-
Ordnung für Verordnungen über die
orientierende Behandlungsmenge hi-
naus ergibt sich aus den Begründun-
gen nicht. 28

Der Antrag der Patientenvertretung
fand leider keine Zustimmung durch
die Stimmberechtigten im G-BA. Sie
gehen davon aus, dass alle Patienten-
gruppen durch die neue Regelung des
Verordnungsfalls sowie die beiden Dia-
gnoselisten (für den langfristigen Heil-
mittelbedarfnach § 32 Abs. la SGB V
und die besonderen Verordnungsbe-
darfe nach § 106b Abs. 2 S. 4 SGB V)

ausreichend versorgt werden. Aller-
dings war zunächst vorgesehen, Ver-
Ordnungen für eine Behandlungsdau-
er von bis zu 12 Wochen nur für Di-

agnosen nach § 32 Abs. la SGB V zu
ermöglichen. Durch den Vorschlag der
Patientenvertretung wurden die Bera-
tungen immerhin dahingehend beein-
flusst, dass ebenfalls die Diagnosen mit
einem besonderen Verordnungsbedarf
nach § 106b Abs. 2 S. 4 SGB V im § 7
Abs. 6 der HeilM-RLi. d.F. v. 31. 12. 2019
ergänzt wurden und somit die Versor-
gungssituation sich womöglich nur für
einen kleineren Kreis von Patientinnen

und Patienten verschlechtert. Darunter
dürften v.a. Versicherte mit schweren

psychischen Erkrankungen fallen, die
eine mehrfache Vorstellung im Quar-
tal beim Verordnet krankheitsbedingt
nicht leisten können.

c) Anlage 3 zur HeilM-RL - Kenn-
Zeichnung eines dringlichen Behand-
lungsbedarfs
Wie unter 11. 2. bereits beschrieben, woll-

fce die Patientenvertretung nicht, dass
an die Kennzeichnung eines dringli-
chen Behandlungsbedarfs die Konse-
quenz der 14-tägigen Gültigkeit geknüpft
ist. In Anlage 3 der HeilM-RL i.d. F. v.
31. 12. 2019 ist zusätzlich die Änderung
dieser Kennzeichnung durch die The-
rapeuten geregelt. In dem Fall, dass eine
Verordnung mit einem dringlichen Be-
handlungsbedarf nicht innerhalb von 14
Tagen begonnen werden kann, muss die
Verordnung durch erneute ärztlicher
Unterschrift geändert werden. Nach

Auffassung der Stimmberechtigten im
G-BA ist die erneute ärztliche Unter-

Zeichnung notwendig, um das Ziel ei-
ner kurzfristigen Terminvergabe nicht
zu gefährden. Die Patientinnen und Pa-

tienten sollen vorrangig bei der dring-
lichen Terminvergabe berücksichtigt
werden, ebenso sollen freie Kapazitä-
ten eventuell anderer Anbieter genutzt
werden (vgl. Tragende Gründe29).

Doch im schlechtesten Fall bedeu-

tet dies für behandlungsbedürftige
Patientinnen einen erneuten Besuch
beim Arzt/bei der Ärztin. Für die Patien-

tenvertretungwäre daher eine Änderung
durch denMie Therapeutin im Einver-
nehmen mit dem Arzt ausreichend ge-
wesen. Das Einholen einer ärztlichen

Unterschrift entfaltet praktisch keine
Wirkung im Hinblick auf den recht-
zeitigen Beginn, da damit kein Hand-
lungsdruck für die Therapeut^innen,
die sehr häufig keine Kapazitäten ha-
ben, verbunden ist und belastet nur
Patientinnen und Patienten. Eine ent-

sprechende Regelung in den Rahmen-
vertragen nach § 125 SGB V, wie zum
Beispiel Vergütungsanreize, erschien
der Patientenvertretung hier wesentlich
wirkungsvoller.

7. Lymphdrainage bei Lipodem

Die Symptome des Llpödems, einer
krankhaften und schmerzhaften Fett-

verteilungsstörung, werden gem. der Sl-
Leitlinie zur Diagnostik und Therapie
des Llpödems (AWMF-Registernum-
mer 037-012) bisher konservativ durch

die sogenannte kombinierte physikali-
sehe Entstauungstherapie (KPE) behan-
delt. Diese besteht aus einer Kombina-

tlon aus Lymphdrainage, Kompressi-
on, Bewegungstherapie und Hautpflege.
Problematisch war, dass das Lipödem
in der HeilM-RL als Indikation für die

Lymphdrainage nicht vorgesehen war.
Der Regelungsbedarf wurde für den

G-BA nun akut im Zusammenhang mit
dem Methodenbewertungsverfahren Li-
posuktion (Fettabsaugung) bei Lipödem,
welches seinen Ursprung in einem An-
trag der Patientenvertretung nach § 135
und§ 137cSGBVvom20. 03. 2014hat. '"
Nach langen Beratungen wurde ledig-
lich das Potenzial der Methode bestätigt
und entsprechend die Beratungsverfah-
ren ausgesetzt mit dem Ziel, Erprobun-
gen gem. § 137e SGB V durchzufüh-
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ren. " Am 18. 01. 2018 hat der G-BA die

Erprobungs-RichtIinieLipo$uktion?2
beschlossen. " Am 19. 09. 2019 beschloss
der G-BA zudem, dass Patientinnen, die

an einem Lipödem im Stadium III lei-
den, zukünftig unter bestimmten Be-
dingungen mit einer Liposuktion anibu-
lant34 oder stationär"5 zulasten der GKV
behandelt werden können. Die Bedin-

gungen finden sich in der ebenfalls be-
schlossenen "Richtlinie über Maßnah-

men zur Qualitätssicherung bei Ver-
fahren der Liposuktion bei Lipödem
im Stadium III (QS-RLLiposuktion)".

Sowohl die Erprobungs-Richtlinie
Liposuktion als auch die QS-RL Lipo-
suktion haben in der Folge einen Rege-
lungsbedarfin der HeilM-RL nach sich
gezogen. Denn nach $ 4 Abs. 3a QS-RL
Liposuktion gilt nun unter anderem als
Voraussetzung für die Indikatlonsstel-
lung zur Liposuktion, dass "trotz inner-
halb der letzten sechs Monate wrlndika-

tionsstellung kontinuierlich äurchgeführ-
ter, ärztlich verordneter konservativer

Therapie ... die Krankheitsbeschwer-
den nicht hinreichend gelindert wer-
den [konnten]. "1" Die erfolglos durch-
geführte konservative Therapie (KPE)
wurde nun also als Voraussetzung für
die Leistung Liposuktion festgelegt. In
der Erprobungsrichtlinie befindet sich
dazu das Äquivalent in der Beschrei-
bang der Run-in-Phase unter § 4 Abs.
l der Erprobungs-Richtlinie Liposuk-
tion, die ebenfalls die KPE beinhaltet.

Die Patientenvertretung hat wäh-
rend den Beratungen zur Erprobungs-
und QS-Richtlinie Ltposuktion dar-
auf hingewiesen, dass die KPE bzw.
die Lymphdrainage bei der Diagnose
Lipödem nicht zulasten der GKV ver-
schrieben werden kann. Dies war le-

diglich für Lipödeme in Kombination
mit einem Lymphödem möglich. Nach
Veröffentlichung der QS-RL Liposukti-
on erreichten Nachfragen aus der Ver-
sorgung zur konkreten Umsetzbarkeit
den G-BA. Auch im Stellungnahmever-
fahren zur "Änderung der Heilmittel-
Richtlinie einschließlich des Heilmittel-

katalogs wurde von den Stellungneh-
menden dk Aufnahme des Lipödems
mit oder ohne Lymphödem gefordert.

Mit Beschluss des G~BA über eine

Änderung des Beschlusses vom 19. Sep-
tember 2019 zur Änderung der HeilM-
RL einschließlich des Heilmittelkatalogs
vom 22. November 2019 wurde eine Er-

gänzung in § 18 Abs. 2 Nr. 7 HeilM-RL
sowie im Heilmittelkatalog für den Indi-
kationsbereichLymphabflussstörungen
aufgenommen. Manuelle Lymphdraina-
ge kann demnach bei einem Lipödem
mit oder ohne Lymphödem verordnet
werden. Die Änderung trat bereits am
01.01. 2020 in Kraft. Zusätzlich haben

sich KBV und GKV-SV darauf geei-
nigt, das Lipödem Stadium I bis III ab
dem I. Januar 2020 als Erkrankung mit
einem besonderen Verordnungsbedarf
anzuerkennen und in die entsprechen-
de Diagnoseliste aufzunehmen (befris-
tet bis 31. 12. 2025). Dies ermöglicht eine
kontinuierliche Versorgung der betrof-
fenen Patientinnen.

8. Erweiterte Verordnungsfählg-
keit für MaHnahmen der Podolo-

gischen Therapie

Maßnahmen der Podologischen Thera-
pie sind seit 2002 in der HeilM-RL ent-
halten. Die Aufnahme ging zurück auf
ein Urteil des Bundessozialgerichts vom
16. 11. 1999. Dieses hat die "medizinische

Fußpflege unter bestimmten Vorausset-
Zungen der Krankenbehandiung nach
§ 27 SGB V zugeordnet. Voraussetzung
ist, dass infolge einer Grunderkrankung
(hier: Diabetes) krankhafte Schädigun-
gen der Haut und der Zehennägel vor-
liegen und erhebliche Folgeschädigun"
gen drohen, wenn es durch eine unpro-
fessionelle Behandlung zu Verletzungen
und damit weiteren Komplikationen wie
Entzündungen, Wundheilungsstörun-
gen oder auch Aniputationen kommen
kann. '7 Bei der Podologischen Thera-
pie, soweit sie in der HeilMl-RL aufge-
nommen ist, werden durch ausgebildete
Podologen nach dem Podologengesetz3s
krankhafte Hornhautverdickungen am
Fußvedetzungsfrei abgetragen bzw. ent-
fernt. Weiterhin behandeln Podologen
krankhafte Zehennägel.

Allerdings erfolgte die Aufnahme
der Podologie in die HeilM-RL in 2002

nur für Patientinnen und Patienten mit

einem diabetischen Fußsyndrom. Ob
diese damalige Einschränkung mehr
politisch-wirtschaftlich motiviert war
oder eher evidenzbasiert-medizinische
Gründe hatte ~ darüber scheiden sich

die Geister. Für immer mehr Patien-

tinnen und Patienten, die aufgrund ih-
rer Grunderkrankung unter vergleich-
bar schweren Schädigungen und Risi-
ken leiden, war diese Einschränkung
aber nicht nachvollziehbar. Zu diesen

Patientinnen und Patienten gehören
insbesondere solche mit Erkrankun-

gen mit erheblichen Gefühls- und ggf.
auch Durchblutungsstörungen in den
unteren Extremitäten wie bei systemi-
sehen Autoimmunerkrankungen, Er-
krankungen aus dem rheumatoiden
Formenkreis, aber auch bei Spina bifida
und anderen Querschnittssyndromen.
Ermutigt durch die Rechtsprechung ei-
niger Sozialgerichte, welche zugunsten
von betroffenen Versicherten ohne di-

abetlsches Fußsyndrom den Gleichbe-
handlungsgrundsatz heranzogen und
einen Anspruch aufpodologische Ihe-
rapie bestätigten, "' hat die Patienten-
Vertretung erstmals in 2015 und dann,
nachdem der erste Versuch gescheitert
war, noch einmal in 2018 einen Antrag
auf Änderung der HeilM-RL gestellt. 41
Und diesmal konnte erreicht werden,

dass der G-BA einstimmig ein Bera-
tungsverfahren einleitete. 42

Nach anfänglich zähen Beratungen
und Diskussionen nahmen die Beratun-

gen infolge einer Anhörung von Exper-
(innen und Experten am 26. 02. 2019, die
von allen im G-BA vertretenen Seiten

und der Patientenvertretung benannt
werden konnten, doch eine entscheiden-

de Wendung. Nutzen und medizinische
Notwendigkeit einer Öffnung der Ver-
ordnungsfähigkeit der Podologie wur"
den klar bestätigt. " Aus Sicht der Pati-
enten Vertretung kann man sagen, dass
diese Anhörung, aber auch die Unter-
Stützung der Patientenvertretung durch
eine äußerst erfahrene Neurologin und
leitende Oberärztin des MZEB und der

Spina bifida-Ambulanz in Mainz einer-
seits4' sowie die Vorlage von Textvor-

schlagen durch die Patientenvertretung

RPReha 2/2020 11



SOZIALPOLITIK UND REHABILITATION

andererseits im Ergebnis maßgeblich
zum Erfolg beigetragen haben.

Ab dem 01. 07. 2020 kann die Podolo-

gische Therapie nun gem. § 27 Abs. l Nr.
2 HeilM-RL i.d. F. des G-BA Beschlus-
ses vom 20.02. 2020 auch zur Behand-
lung von dem diabetischen Fußsyn-
drom vergleichbaren Schädigungen
der Haut und der Zehennägel bei nach-
weisbaren Gefühlsstörungen der Fuße
mit oder ohne Durchblutungsstörungen
der Füße verordnet werden. " Vorausset-

zung einer solchen Vergkichbarkeit sind
ein herabgesetztes Schmerzempfinden
und eine autonome Schädigung (gestör-
te vegetative Funktion) im Bereich der
unteren Extremitäten sowie das Voriie-
gen von Risikofaktoren für unumkehr-
bare Folgeschädigungen.

Im Heilmittelkatalog werden dem-
nach folgende Diagnosegroppen ergänzt:

< Diagnosegruppe NF: Krankhafte
Schädigung am Fuß als Folge einer
sensiblen oder sensomotorischen Neu-

ropathie (primär oder sekundär); Z. B.
bei hereditärer sensibler und autono-

mer Neuropathie, systemischen Au-
toimmunerkrankungen, Kollageno-
sen, toxischer Neuropathie

. Diagnosegruppe QF: Krankhaf-
te Schädigung am Fuß als Folge ei-
nes Querschnittsyndroms (komplett
oder inkomplett); Z.B. bei Spina bifi-
da, chronische Myelitis, Syringomy-
elie, traumatisch bedingten Schädi-
gungen des Rückenmarks.

Ein kleines Fragezeichen ist für die Pa-
tientenvertretung geblichen: Ebenso wie
bei den neuen Diagnosegruppen steht
nun auch bei der Diagnosegruppe DF
(Diabeüsches Fußsyndrom) immer die
Neuropathie im Vordergrund. Bisher
müssen gemäß § 27 HeilM-RL für ei-
nen Anspruch auf Podologie bei Dia-
betischem Fußsyndrom nachweisbare
Gefühls- und/oder Durchblutungsstö-
rungen der Füße vorliegen. Ausweis-
lich der Begründung soll sich aber der
Kreis der anspruchsberechtigten Versi-
cherten mit diabetischem Fußsyndrom
nicht verringern, wenn eine Angiopa-
thie allein keine Verordnungsfähigkeit

von Podologie auslöst. Es handele sich
lediglich um eine Korrektur der medi-
zinischen Sachverhalte, weil eine isolier-
te Angiopathie, ohne dass zumindest
eine diabetische Neuropathie vorliege,
die Leitsymptomatik, also entsprechen-
de Schädigungen an den Füßen, nicht
erklären könne. 16 Die Patientenvertre-

tung und insbesondere die Patienten-
Organisationen der Diabetiker werden
die Entwicklung beobachten.

III. AUSSICHT

1. Inkrafttreten der Regelungen

Die neue Fassung der HeUM-RL vom
31. 12. 2019 infolge der Änderungen vom
19. 09. 2019 tritt am01. 10. 2020 in Kraft.

Aufgrund der Anpassung und Zertifizie-
rung der Heilmittelverordnungs-Soft-
wäre gemäß § 73 Abs. 10 SGB V ist die-
se längere Vorlaufzeit notwendig. Zum
01. 10. 2020 steht den Praxen dann vor-
aussichtlich die neue Software zur Ver-

fiigung und Verordnungen können dem-
entsprechend nach den neuen Vorga-
ben ausgestellt werden.

Da zu Beginn der neuen Regelung si-
eher noch laufende Verordnungen nach
der alten Regelung im Umlauf sind, wur-
de eine Obergangsregelung in § 13b der
HeilM-RL eingefügt:

"Vor dem 01. 10. 2020 ausgestellte Heil-
mittelverordnungen behalten auch
über denOl. 10. 2020 hinaus ihre Gül-

tigkeit. Verordnete Therapien kön-
nen auch über den 01.10.2020 hinaus

durchgeführt werden. Verordnungen,
die ab dem 01.10.2020 ausgestellt wer-
den, gelten als neuer Verordnungsfall
nach § 7 der Richtlinie. Die bisheri-

ge Zahlung der Verordnungsmengen
der Regelfallsystematik wird ab die-
sem Zeitpunkt nicht fortgeführt.^'

Die Übergangsregelung wird verhin-
dem, dass Rezepte, die kurz vor der
Einführung der neuen Richtlinie aus-
gestellt wurden, ihre Gültigkeit verlie-
ren. Damit wird die Versorgung der Pa-
tientinnen und Patienten sichergestellt.

Besonders wichtig ist der Patientenver-
tretung ebenfalls, "/.. J dass die von den
Krankenkassen nach M-aßgabe des § 8a
Absatz 3 Heilmittel-Richtlinie (in der bis

zum 30. September 2020 geltenden Pas-
sung) erlassenen Genehmigungsbescheide
grundsätzlich so ausgelegt werden, dass
sie auch nach dem Inkrafttreten der ge-
änderten Heümittel-Richtlinie wirksam
bleiben.1^ Dies bezieht sich auf die Ge-

nehmigung eines langfristigen Heilmit-
telbedarfs, für Patientinnen und Pati-
enten mit schweren und dauerhaften

funküonelkn/strukturellenSchädigun-
gen, die fortlaufend (mindestens über
einen Zeitraum von einem Jahr) Heil-
mittel benötigen. Gerade diese Patien-
tengruppe sollte vor zusätzlichem bü-
rokratischen Aufwand bewahrt bleiben.

Die Überarbeitung der HeilM-RL
wurde durch diverse Gesetzgebungs-
und Beratungsverfahren im G-BA stark
beeinflusst. Einige Teilaspekte der Richt-
linie treten daher zu verschiedenen Zeit-

punkten in Kraft oder sind bereits in
Kraft getreten.

Aufgrund des Beschlusses zur Auf-
nähme der Liposuktion bei Lipödem
im Stadium III traten die Änderungen
in der HeilM-RL mit Bezug zum Lipö-
dem bereits zum 01. 01. 2020 in Kraft,

um die Rahmenbedingungen zur Ver-
sorgung der betroffenen Patientinnen
sicherzustellen.

Die Beratungen zur Erweiterung der
podologischen Therapie liefen parallel
zur Neustrukturierung der HeilM-RL
und treten am 01.07.2020 in Kraft.

2. Weitere Änderungen der
HeilM-RLin2020

Infolge betriebsamer gesetzgeberischer
Tätigkeit wird der G-BA in 2020 weitere
Änderungen der HeilM-RL beschließen:

a) Heilmittelverordnungen im Rah-
men des Eatlassmanagements auch
bei stationsäquivalenter psychiatri-
scher Behandlung
Bereits durch das Gesetz zur Weiter-

entwicklung der Versorgung und der
Vergütung für psychiatrische und psy-
chosomatische Leistungen (PsychVVG)

12
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vom 19. 12. 2016"hat der Gesetzgeber in
§ 115d SGB V die stationsäquivalente
psychiatrische Behandlung (StäB) als
neue Krankenhausleistung für psychisch
kranke Menschen mit Krankenhausbe-

handlungsbedürftigkeit definiert und in
§ 39 S. l SGB V die StäB als Kranken-
hausbehandlung definiert.

Mit Beschluss vom 20.03. 2020 hat
der G-BA in § 16a HeilM-RL (Verord-
nung von Heilmitteln im Rahmen des
Entlassmanagements) in Abs. 6 klarge-
stellt, dass diese Regelungen entspre-
chend für die stationsäquivalente Be-
Handlung gelten. 50 Damit können auch
bei Entlassung aus der StäB Heilmit-
tel für einen Zeitraum von bis zu sie-

ben Kalendertagen verordnet werden.

b) Verordnungsbefugnis von Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeu-
ten

Mit dem Gesetz zur Reform der Psy-
chotherapeutenausbUdung vom 15. No-
vember 2019 (PsychRefG) wurde in § 73
Abs. 2 S. 4 SGB V i.d.F d. PsychRefG
mit Wirkung zum l. September 2020
die Befugnis der Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten in Bezug
auf die Verordnung von Ergotherapie
erweitert. Gem. § 73 Abs. 2 S. 6 SGB V
bestimmt der G-BA hierzu das Nähere
in der HeilM-RL. Der G-BA hat dazu

bereits die Beratungen aufgenommen.

c) E-Rezept für Heilmittel
Mit dem Digitale-Versorgungs-Gesetz
(DVG) vom 9. November 2019" wurden
KBV und GKV-SV in § 86 Abs. l Nr. 2
SGB V verpflichtet, bis zum 31. 12. 2020
die notwendigen Regelungen zu verein-
baren, damit auch für sonstige verord-
nungsfdhige Leistungen, die nicht Arz-
neimittel sind, zukünftig elektronische
Verordnungen ausgestellt werden kön-
neu. Durch diese Regelungen sollen zu-
nächst Pilotvorhaben, auch für spätere
Festlegungen durch die Gesellschaft für
Telematik, ermöglicht werden. 32 Gem.
§ 86 Abs. 2 SGB V passt der G-BA auch
seine HeilM-RL entsprechend an, um die
Verwendung von E-Rezepten zu ermög-
lichen. Die Beratungen hierzu wurden
ebenfalls bereits aufgenommen.

3. Evaluation

Da sich die Auswirkungen der Ände-
rungen der HeilM-RL im Versorgungs-
alltag nicht gänzlich vorhergehen lassen,
ist es der Patientenvertretung beson-
ders wichtig, diese zeitnah zu evaluie-
ren. Zwei Jahre nach Inkrafttreten der

Regelungen wird der G-BA daher den
Umsetzungsstand und die Auswirkun-
gen der Änderungen überprüfen und ge-
gebenenfalls erforderliche Änderungen
vorschlagen. 53 Der Patientenvertretung
sind dabei folgende Fragestellungen be-
sonders wichtig:

» Werden bei entsprechendem Bedarf
Verordnungen auch über die orien-
tierende Behandlungsmenge hinaus
ausgestellt?

. Wird diese Regelung in der Praxis so
umgesetzt, dass die Patientinnen, bei
denen weiterhin ein medizinischer Be-

handlungsbedarf besteht, nach Errei-
chen der orientierenden Behandlungs-
menge trotzdem eine sechsmonatige
Behandlungspause einhalten müssen?

. Führt der Wegfall der Möglichkeit ei-
ner Verordnung für 12 Wochen für
bestimmte Patientengruppen zu ei-
ner verringerten Inanspruchnahme
(auch im Hinblick aufZuzahlungen;
§ 7 Abs. 6 HeilM-RL)?

. Gibt es Probleme im Zusammenhang
mit weiteren Regelungen Z. B. bei der
Heilmittelerbringung in Regelschu-
len (§ 11 HeilM-RL)?

IV. FAZIT

Das Beratungsverfahren zur Überarbei-
tung der HeilM-RL startete in 2017 und
entfaltet seine Wirkung mit der Einfüh-
rung der überarbeiteten Richtlinie am
01. 10. 2020. Die Patientenvertretunghat
die Beratungen als sehr intensiv und um-
fangreich empfunden, wobei einzelne
Aspekte der Überarbeitung auch wei-
terhin noch in den Gremien des G-BA
behandelt werden. Die Patientenver-

tretung konnte sich konstruktiv in die
Überarbeitung einbringen und patien-
tenrelevante Aspekte umsetzen. Auch

wenn nicht alles im Sinne der Patlen-

tenvertretung verhandelt wurde, gab
es zur jeweiligen Beschlussfassung nur
wenige dissente Positionen. Die Über-
arbeitung der HeilM-RL ist in den Au-
gen der Patientenvertretung in weiten
Teilen gelungen. Hoffentlich erfüllt sie
die Ziele einer bürokratieärmeren und

einfacheren Versorgung mit Heilmitteln
und bedeutet somit auch eine Verbes-

serung für die einzelne Patientin und
den einzelnen Patienten.

GKV-Spitzenverband, GKV-Kennzahlen:
Ausgaben für einzelne Leistungsbereiche
der GKV in Prozent 2018, https://www.
^kv-spitzenverband. de/gkv_spitzenver-
band/presse/zah!en_und_grafi. ken/gfcv^
kennzahlen/gkv^kennzahien. j'sp, zuletzt
abgerufen am 02. 04. 2020.

Ausnahme: Satzungsleistungen der
Krankenkassen nach § 11 Abs. 6 SGB V.

Die Heilmittel-RichtIinie (inkl. Heiimit-

teI-Katatog) des G-BA in der aktuellen

Fassung, alle sie betreffenden Beschlüsse,
Tragende Gründe, Dokumentationen zu
den Beratungsverfahren sowie frühere
Fassungen findet man auf der Webseite

des G-BA, hüps://wmv. g-ba.de/richtUm-
en/12/, zuletzt abgerufen am 06.04.2020.
Insbes.: Beschluss des G-BA vom

19.09.2019, veröffentlicht im Bundesan-

zeiger BAnz AT 31. 12.2019 B7, https://
w\vw. g-ba.de/bescb!uesse/3973/. Der
Beschluss vom 19,09.2019 wurde mit Be-

schluss vom 22. 11. 2019 abgeändert. Diese
Änderungen treten mit Ausnahme voll

Neuregelungen zur Lymphdrainage zum
01. 10. 2020 in Kraft. Sie werden hier zitiert

als HeilM-RLidF v. 31. 12.2019. Beschlüs-

se, die der G-BA in 2020 als befristete

Sonderregelungen im Zusammenhang
mit der Covid-19-Pandemie getroffen hat,
bleiben hier außer Betracht. Sie sind auf

der Webseite des G-BA veröfFendicht,

Verordnungsfähige Maßnahmen nach
HeilM-RL sind mit Stand April 2020
Mafinahmen der Physikalischen rlherapie,
der Podologischen Therapie, der Stimm-,
Sprech- und Sprachtherapie, der Ergothe-
rapie sowie der Ernahrungstherapie.
Vergleichbare Wirkung haben auch die
zwischen den Vereinbarungspartnern
nach § l06b Abs. 2 SGB V festgelegten
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besonderen Verordnungsbedarfe für die

Verordnung von Heilmitteln gem. S 106b
Abs. 2 Satz 4 SGB V. Diese werden aber
nicht in der HeilM-RL geregelt.

Vgl. Beschluss des G-BA vom 22. 11. 2019
zur Änderung des Beschlusses vom

19. 09. 2019, https://www. g-ba. de/be-
schluesse/3973/, zuletzt abgerufen am
07.04.2020.

Zum G-BA, Träger, Finanzierung, Gremi-
en, Vorsitz, Mitglieder, Beteiligte, Arbeits-
weise etc. siehe insbes. S 91 SGB V sowie

Selbstdarstellung unter www.g-ba.de.
Die Kassenzahnärztliche Bundesvereini-

gang (KZBV) ist hier nicht stimmberech-
tigt, weil für die Vertragszahnärztinnen
und -Zahnärzte die eigene HeilM-RL
Zahnärzte einschlägig ist.

Gem. S 73 Abs. 2 S. 6 SGB V idF. d Psych-
RefG (Gesetz zur Reform der Psychothe-

rapeutenausbildung) wurde die Befugnis
zur Verordnung von Ergotherapie auf

Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten mit Wirkung zum 1. 10.2020
erweitert. Siehe auch unter III.2.

5(1 Patientenbeteiligungsverordnung vom
19. Dezember 2003 (BGB1. 1 S. 2753),
die durch Artikel 3 des Gesetzes vom

20. Februar 2013 (BGBL I S. 277) geändert
worden ist,

u Mehr zur Patientenvertretuii^ im G-BA

unter https;//patientenvertretung. g-ba. de/.
12 Beschluss des G-BA vom 19. 09. 2019, Fn. 3.

" Beschluss des G-BA vom 21. 09. 2017:

Einleitung des Beratungsverfahrens: Über-
arbeitung des Heilmittelkatalogs, https://
ww^v. g-ba. de/beschluesse/3073/, zuletzt
abgerufen am 11.04.2020.

14 Gesetz für schnellere Termine und bessere

Versorgung (Terminservice- und Versor-
gungsgesetz - TSVG) vom 6. Mai 2019
(BGB1. 1 S. 646); Inkrafttreten am 11. Mai
2019.

" Beschluss des G-BA vom 22. 05. 2014, Ein-

leitung des Beratungsverfahrens: Bewer-
tung der Liposuktion bei Lipödem gemäß
SS 135 Absatz l und 137c SGB V, https;//

www. g-ba. de/beschluesse/1993/, zuletzt
abgerufen am 09. 04. 2020.

[* Erprobungs-Richtlinie: Liposuktion
beim Lipödem vom 18.01.2018, BAnz
AT 09.04.2018 BI, in Kraft getreten
am 10.04.2018, https;//wimv.g-ba.de/
beschluesse/3202/, zuletzt abgerufen am

13. 04. 2020.

17 Qualitätssicherungs-Richtlinie zur

Liposuktion bei Lipödem im Stadium III,
Richtlinie über Maßnahmen zur Quali-

tätssicherung bei Verfahren der Liposuk-
tion bei lipödem im Stadium III - QS-RL
Liposuktion vom 19. 09. 2019, BAnz AT
06. 12.2019 B4, In Kraft getreten am:
07. 12.2019, https;//www. g-ba. de/richtlini-
en/112,, zuletzt abgerufen am 09. 04. 2020.

ls Beschluss des G-BA vom 20. 02. 2020,

Heilmittel-Richtlinie; Überprüfung der

Verordnungsfähigkeit von Maßnahmen
der Podologischen Therapie, https;//
www. 2-ba. de/beschluesse/4179/, zuletzt

abgerufen am 07. 04. 2020; Übersicht
über die Anträge der Patientenvertre-
tung nach § 140fSGB unter https://
patientenvertretung. g-ba. de/antraege/
veranlasste-Ieistungen/erweiterung-der-
massnahmen-der-podologischen-thera-

pie/, zuletzt abgerufen am 07.04.2020.
19 Tabellarische Zusammenfassung der

Diagnosen beider Listen: KassenärzÜi-
ehe Bundesvereinigung; Diagnosellste

langfristiger Heilmittelbedarf/ besonderer
Verordnungsbedarf, letzte Aktualisierung:

01.01,2020, https://www.kbv.de/media/sp/
Diagnoseliste_Heilmittelbedarf"2020. pdf,

zuletxt abgerufen am 13. 04. 2020.
;" Leitsatz BSG, 27. Oktober 2009 - B l KR

4/09 R. BSGE 105, 1-10, SozR 4-2500

S 125 Nr. 5; Anschluss; BSG, 13. Septem-

her 2011 - B l KR 23/10 R, BSGE 109,

116-122, SozR 4-2500 § 125 Nr. 7.
" Beschlussentwurfmit Stand 29. 08. 2019,

Abschlussbericht zum Beschluss des

Gemeinsanien Bundesausschusses

über eine Änderung der Heilmittel-
Richtlinie: Änderung der HeilM-RL
einschließlich des Heilmittelkatalogs,
Stand: 9. lanuar 2020, Kapitel B-5. 1,
S. 61, https://www.g-ba.de/downloa
ds/40-268-6410/2019-09-19_2019-ll-22.

HeilM-RL"Ueberarbeitung-HeilM-
RL-HMK_konsolidiert_ZD. pdf. zuletzt

abgerufen am 02.04.2020.
22 Tragende Gründe zum Beschluss vom des

Gemeinsamen Bundesausschusses über

eine Änderung der Heilmittel-Richtlinie;
Änderung der HeUM-RL einschließlich
des Heilmittelkatalogs vom 19. September
2019, S. 4, zu 2" https://www. g-ba. de/
downloads/40-268-6033/2019-09-19_

HeilM-RL_Ueberarbeitung-HeilM-RL-

HMK^TrG.pdf, zuletzt abgerufen am
02. 04.2020.

21 Vgl. Beschluss des G-BA vom 19. 09. 2019,
https://w^rw. g-ba. de/beschluesse/3973/,
zuletzt abgerufen am 02. 04.2020, sowie
Tragende Gründe zum Beschluss, a. a.O-,
jeweils zu den genaiinten Paragraphen.

24 Tragende Gründe Stand 29. 08.2019,
im Abschiussbericht xum Beschluss

des Gemeinsamen Bundesausschusses

über eine Änderung der Heilmittel-
Richtlinie; Änderung der HeilM-RL
einschließlich des Heilmittelkatalogs,
Stand; 9. Januar 2020, Kapitel B-5.2, S.

83, 84, https;//www. g-ba. de/downloa
ds/40-268-6410/2019-09-19_2()19-ll-22_
HeilM-RL_Ueberarbeitung- ilM-
RL-HMK_konsolidiert_ZD. pdf, zuletzt

abgerufen am 02.04.2020.
2' Traeende Grande Stand 29. 08. 2019, a. a. O.

2" Kassenärztliche Bundesvereinigung; Dia-

gnoseliste langfristiger Heilmittelbedarf/
besonderer Verordnungsbedarf, letzte
Aktualisierung: 01. 01. 2020.

;; TSVG, Beschlussfassung und Bericht, BT-
Drs 19/8351, Seite 185, Zu Nummer 51

(§ 92), Zu Dreifachbuchstabe aaa.
" TSVG, Beschlussfassung und Bericht, BT-

Drs 19/8351, Seite 175, Zu Nummer 13a

(S 32), Zu Buchstabe b.
'"' Tragende Gründe zum Beschiuss des

G-BA vom 22. 11.2019 zur Änderung des
Beschlusses vom 19. 09. 2019, Seite 4, Zu

Anlage 3 Buchstabe e, https://www. g-ba.
de/beschluesse/3973/, zuletzt abgerufen
am 07. 04. 2020

.'» Beschluss des G-BAvom22. 05. 2014. Fn. 15.

" Beschlüsse des G-BA vom 20.07.2017;

Ändemng der Richtlinie Methoden
Krankenhausbehandlung: Liposuktion bei
Lipödem, https://www. g-ba, de/beschlues-
se/3012/, zuletzt abgerufen am 11. 04. 2020;
Änderung der Richtlinie Methoden ver-
tragsärztliche Versorgung: Liposuktion bei
Lipödem, https://www. g-ba. de/beschlues-
se/3013/, zuletzt abgerufen am 11. 04. 2020.

.'2 Richtlinie des G-BA zur Erprobung der

Liposuktion zur Behandlung des Lipö-
dems vom 18.01.2018, in Kraft getreten

am 10. April 2018, https;//www. g-ba. de/
downloads/62-492-1550/Erp-RL_Lipo-
suktion_2018-01-18JK-2018-04-10. pdf,

zuletzt abgerufen ani 13. 04. 2020.
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.. Die Patlentenvertretung votierte gegen
den Beschluss, da sie den NuSxen der

Liposuktion als belegt ansieht. Ergeb-
msse der Erprobungsstudie werden
erst Ende 2024 erwartet, 10 Tahre nach

Antragsstellung. Anträge der Patieii-
tenvertretung, Fettabsauguiig, https://
paüentenvertretung. g-ba. de/antraege/me-
thodenbewertung/fettabsaugung/, zuletzt
abgerufen am 04.04.2020.

" Beschluss des G-BA vom 19.09.2019,
Richtlinie Methoden Krankenhausbe-

handlung: Liposuktioni bei Lipödem
im Stadium III, https://^v^v^v. g-ba. de/
beschluesse/3961/, zuletzt abgerufen am
04.04. 2020.

" Beschluss des G-BA vom 19.09.2019,
Richtlinie Methoden vertragsärztliche

Versorgung: Liposuktion bei Lipödem
im Stadium III, htfcps;//www. g-ba. de/
beschluesse/3960/, zuletzt abgerufen am
04.04.2020.

f* Richtlinie über Maßnahmen zur Quali-

tätssicherung bei Verfahren der LIposuk-
tion bei Lipödem im Stadium III - QS-KL
Liposuktion, Fassung vom: 19. 09. 2019,
BAnz AT 06. 12. 2019 B4, In Kraft getreten
am: 07. 12. 2019, https;//www. g-ba.de/
richdinien/112,, zuletzt abgerufen am
09.04.2020.

BSG, 16. November 1999- B l KR 9/97

R, BSGE 85, 132-145, SozR 3-2500 $ 27

Nr. 12, SozR 3-2500 S 34 Nr. 6.

Podologengesetz vom 4. Dezember 2001
(BGBI. I S. 3320), das zuletzt durch Artikel

24 des Gesetzes vom 15. August 2019
(BGB1. 1 S. 1307) geändert worden ist,

abgerufen ani 07. 04. 2020.

' Vgl. nur LSG Berlin-Brandenburg, 23. Juli
2014, L 9 KR 54/11, Rz. 46.

'. So: SG Leipzig, 16. September 2008
- S 8 KR 395/06, juris; SG Nürnberg,
10. Dezember 2015-S 11 KR 299/14,

juris; LSG Schleswig-Holstein, 11. Februar

2015 - L5 KR 10/15 B ER, juris; LSG
NRW, 28. März 2019 - L 5 KR 198/18,

juris; a. A. aber; LSG NRW, 05. ;uni 2008 -

L 16 B 20/08 KR ER, juris; LSG Berlin-
Brandenburg, 23. Ni 2014 - L 9 KR
54/11, juris und auch BSG, 17. Dezember
2019-BlKR18/l9R, juris.
Zur Antragshistorie: https://
patientenvertretung. g-ba.de/antraege/
veranlasste-leistungen/erweiterung-der-

massnahmen-der-podologtschen-thera-
pie/> zuletzt abgerufen am 07.04.2029.

." Beschiuss des G-BA vom 17.05.2018:

Einleitung des Beratungs Verfahrens

Überprüfung der Heilmittel-Richtiinie
zur Verordnungsfähigkeit von Maßnah-

men der Podologischen 'Ilierapie, https;//
www.g-ba.de/beschluesse/3349/, zuletzt
abgerufen am 07. 04. 2020.

Vgi. Zusammenfassende Dokumentati-
on/Abschiiissbericht des Gemeinsamen

Bundesausschusses über eine Änderung
der Heilmittel- Richtlinie (HeilM-RL): Po-

doiogie, Teil B. Expertenbefragung, S. 7 S.,
https://www. g-ba. de/beschluesse/4l79/,
zuletzt abgerufen am Ö7.Ö4.2020.

44 Vgl. auch. Bredel-Geißler, Medizinische

Stellujignahme: Aufnahnie der podolo-
gischen Versorgung für Menschen mit
Querschnittss)rndromen in die Indikatt-

onsliste des Heilmittelkatalogs, Anlage l
zum Antrag der Patientenvertretung vom
06.02.2018.

? Beschluss des Gemeinsamen Bundes-

ausschusses über eine Änderung der
Heilmittel-Richtlinie (HeilM-RL); Ober-

prüfung der Verordnungsfähigkeit von
Maßnahmen der Podotogischen Iherapie
vom 20. 02. 2020, zu Redaktionsschluss

noch nicht in Kraft, https://www. g-ba, de/
beschluesse/4179/, zuletzt abgerufen am
09. 04. 2020.

-t(' Iragende Gründe zum Beschiuss des
Gemeinsamen Bundesausschusses über

eine Änderung der Heilmittel-Richtlinie

(HeilM-RL): Überprüfung der Verord-
nungsfahigkeit von Maßnahmen der
Podologischen Therapie vom 20. 02. 2020,
S. 3 f., https://www. g-ba.de/beschlues-
se/4179/, zuletzt abgerufen am 09. 04. 2020,

Di&AÜföririheii;

ßeschluss des Gemeinsamen Bundes-

ausschusses über eine Änderung der

Heilmittel- Richtlmie (HeüM-RL): staä-

onsäquivalente psychiatrische Behandlung
im Rahmen des Entlassmanagements und

weitere Änderungen vom 20. 03. 2020.
Tragende Gründe zum Beschluss des

Gemeinsamen Bundesausschusses über

eine Anderujig Heilmittel- Richtlinie
(HeiIM-RL) EntEassmanagement bei sta-
tionsäqyivalenter Behandlung (StäB) und
Ubergangsregelung vom 20. 03. 2020.

L Gesetz zur Weiterentwicklung der Ver-
sorgung und der Vergütung für psychiat-
rische und psychosomatische I..eistungen
(PsychVVG) vom 19. Dezember 2016

(BGBL I S. 2986).
Beschiuss zur HeUmittel-Richtlinie: Stati-

onsäquivalente psychiatrische Beha.tidlung
im Rahmen des Entlassmanagemenits und
weitere Änderungen vom 20. 03.2020, zu
Redaktionsschluss iioch nicht in Kraft,

https://wwv^. g"ba. de/beschluesse/4214/,
zuletzt abgerufen am 09.04.2020.

Gesetz für eine bessere Versorgung durch
Digitalisierung und Innovation (Digitale-
Versorgung-Gesetz - DVG) vom 9. De-
zember 2019 (BGB1. 1 S. 2562); Inkrafttre-

teil 19. Dezember 2019.

BT-Drs. 19/14867, zu Nummer l l (§ 86),
S. 93.

Tragende Gründe zum Beschluss des
G-BA über eine Änderung der Heilmittel-
Richtlinie: Änderung der HeiIM-RL ein-
schließlich des Heilmittelkataloas vom 19.

September 2019, Seite 45, https://www. g-
ba. de/beschluesse/3973/, zuletzt abgerufen
am 13.04.2020.
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